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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Jetzt ist es Zeit für den letzten Satz.

Gisela Schröter (SPD): 
– ich bin dabei, Frau Präsidentin –, werden wir hof-

fentlich gemeinsam – ich komme auf Herrn Otto und
Herrn Neumann zurück – zu einem tragfähigen Ergebnis
bei der Reform der Filmförderung kommen, und zwar
im Interesse des deutschen Films.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU – Horst Kubatschka [SPD]: Der
Satz war aber kurz!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Die Abgeordnete Gesine Lötzsch bittet darum, ihre

Rede zu Protokoll zu nehmen. Sind Sie damit
einverstanden? – Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird Über-
weisung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 15/1506 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Gibt es anderweitige Vorschläge? – Das ist
nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Jörg
van Essen, Rainer Funke, Rainer Brüderle, weite-
ren Abgeordneten und der Fraktion der FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Errich-
tung einer „Magnus-Hirschfeld-Stiftung“

– Drucksache 15/473 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f)
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Finanzausschuss
Haushaltsausschuss gemäß § 96 GO

Die Abgeordneten Bätzing, Kahrs, Gehb, Schewe-
Gerigk und van Essen haben darum gebeten, ihre Reden
zu Protokoll zu nehmen. Sind Sie einverstanden? – Dann
verfahren wir so.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwur-
fes auf Drucksache 15/473 an die in der Tagesordnung
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen, wobei die Fe-
derführung beim Ausschuss für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend liegen soll. Gibt es anderweitige Vor-
schläge? – Das ist nicht der Fall. Dann ist auch diese
Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 sowie Zusatz-
punkt 4 auf:

10 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Lothar
Mark, Hans Büttner (Ingolstadt), Detlef
Dzembritzki, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der SPD sowie der Abgeordneten Hans-
Christian Ströbele, Dr. Ludger Volmer, Volker
Beck (Köln), weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Wiederbelebung des Friedensprozesses in Ko-
lumbien

– Drucksachen 15/742, 15/1136 –

Berichterstattung: 
Abgeordnete Lothar Mark 
Dr. Friedbert Pflüger 
Dr. Ludger Volmer 
Dr. Werner Hoyer

ZP 4 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (18. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Peter Weiß (Em-
mendingen), Dr. Christian Ruck, Dr. Friedbert
Pflüger, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der CDU/CSU

Neue Initiative zur Wiederbelebung des ko-
lumbianischen Friedensprozesses internatio-
nal unterstützen 

– Drucksachen 15/203, 15/1559 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Karin Kortmann
Peter Weiß (Emmendingen)
Hans-Christian Ströbele
Markus Löning

Für die Aussprache ist eine halbe Stunde vorgese-
hen. – Widerspruch höre ich von Ihrer Seite nicht. Dann
ist auch so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst
der Abgeordnete Lothar Mark. 

Lothar Mark (SPD): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! In den letzten Monaten war die Aufmerksamkeit
der Weltöffentlichkeit allein durch den Irakkrieg und die
sich anschließenden Befriedungsabsichten absorbiert.
Andere Krisenherde wurden dadurch völlig an den Rand
gedrängt. Umso begrüßenswerter ist es, dass alle Frak-
tionen im Deutschen Bundestag Interesse an einer Wie-
derbelebung des Friedensprozesses in Kolumbien haben.
Daher weiß ich alle Fraktionen mit mir einig, dass es an-
gesichts der festgefahrenen Situation in Kolumbien not-
wendig ist, sowohl von unserer Seite als auch vonseiten
der Europäischen Union neue Impulse zu geben. 

Von diesem Interesse zeugt auch der Antrag der CDU/
CSU-Fraktion, der in erster Lesung am 20. Februar 2003
im Plenum beraten, jedoch von allen damit befassten
Ausschüssen abgelehnt wurde. Der Oppositionsantrag
weist aus unserer Sicht erhebliche Mängel auf und setzt
ein falsches politisches Signal: die politische und finan-
zielle Unterstützung des „Plans Colombia“, der fak-
tisch einen zu starken militärischen Ansatz verfolgt und
auch chemische Besprühungsaktionen mit einschließt.

Hierauf wiesen in der ersten Lesung schon meine
Kolleginnen Karin Kortmann und Anke Hartnagel hin.
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Zuschauern aufgrund hoher Produktionskosten ein wirt-
schaftlicher Misserfolg sein kann. Warum werden die
Prädikate der Filmbewertungsstelle Wiesbaden aus der
Referenzfilmförderung herausgenommen, obwohl sich
dies doch in den letzten Jahren bewährt hatte? Und wa-
rum werden die Festivals, deren Prämierung Fördermit-
tel sichern, im Gesetzestext festgeschrieben? Wenn Fes-
tivals eingestellt werden, sich neu profilieren bzw. neue,
anerkannte Festivals entstehen, müsste doch der Geset-
zestext verändert werden. Dieses Gesetz zementiert in
dieser Frage den Status quo. Zu fragen ist, warum Sie,
Frau Weiß, nicht auf die vielstimmige Kritik – von den
Produzenten über die Kinobetreiber bis hin zum Bundes-
rat – der letzten Zeit eingegangen sind? Warum haben
Sie nicht mehr den Dialog gesucht? Weil Sie sich sicher
waren?

Ja, Sie wissen, was sie wollen. Das haben Sie bei der
Gründung der Deutschen Filmakademie bewiesen, die in
Zukunft den deutschen Filmpreis vergeben soll. Tatsache
ist, die uns jetzt vorliegende Novelle hilft den Großen im
deutschen Filmgeschäft. Die kleinen Unabhängigen, die
künstlerische Vielfalt und Breite fördert sie nicht. Diese
werden hart getroffen.

Anlage 4

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung über den Entwurf eines Gesetzes
zur Errichtung einer „Magnus-Hirschfeld-Stif-
tung“ (Tagesordnungspunkt 9)

Sabine Bätzing (SPD): Ganz in der Nähe des Kanz-
leramtes und der Berliner Kongresshalle, also ungefähr
fünf Minuten Gehweg von uns entfernt, stand von 1919
bis zu seiner Plünderung und Zerstörung das weltweit
erste Institut für Sexualwissenschaft von Dr. Magnus
Hirschfeld. Dieses wurde am 6. Mai 1933 von den Nazis
geplündert und geschlossen. Die Mitarbeiter wurden ins
Exil getrieben. Umfangreiche Teile der Bibliothek wur-
den auf dem Opernplatz verbrannt.

Zu Magnus Hirschfeld und der heutigen Debatte über
die Errichtung einer Magnus-Hirschfeld-Stiftung gibt es
unsererseits aber nicht nur diese räumliche, sondern
auch eine inhaltliche Nähe. Mit Magnus Hirschfeld –
den nach seinem Studium eine lebenslange Freundschaft
mit dem damaligen Vorsitzenden der Sozialistischen
Partei Deutschlands, August Bebel, verband, gilt es stell-
vertretend für viele Opfer einen Menschen angemessen
zu ehren, dem furchtbares Unrecht angetan wurde. Mit
angemessener Ehrung meine ich in diesem Falle, dass in
unserer Gesellschaft die Würde aller Menschen, auch
der homosexuellen, geachtet wird.

Dieses Unrecht, wie es auch Magnus Hirschfeld erle-
ben musste, widerfuhr Tausenden von Homosexuellen
während der Terrorherrschaft der Nationalsozialisten –
dennoch erfolgte in der Bundesrepublik über fünf Jahr-
zehnte keine angemessene Anerkennung. So gab es für
die Vernichtung der schwul-lesbischen Infrastruktur
nach dem Krieg niemals eine Entschädigung. Im Gegen-
teil: Der Neuaufbau einer Infrastruktur der Emanzipa-
tion, wie sie vor 1933 bestanden hatte, wurde nach 1945
behindert und sogar gezielt verhindert. 

In diesem Hohen Hause wurde im Dezember 2000 je-
doch endlich ein Anfang zur Achtung und Würdigung
der während der Nazidiktatur verfolgten Homosexuellen
gemacht. In einem gemeinsamen Beschluss entschuldig-
ten sich die Parlamentarier für die strafrechtliche Verfol-
gung Homosexueller in der Bundesrepublik und stellten
ausdrücklich fest, dass die Strafverfolgung die Men-
schenwürde verletzt hat. Danach haben wir weitere Zei-
chen gesetzt: Eineinhalb Jahre später, im Mai 2002, hat
der Deutsche Bundestag die pauschale Aufhebung der
im Nationalsozialismus wegen Homosexualität verhäng-
ten Strafurteile beschlossen – ein wichtiger und richtiger
Schritt.

Aber der Kampf um die Achtung der Menschenwürde
und das Wachhalten der Erinnerungen müssen – so trau-
rig das auch ist –, täglich neu gefochten werden. Mit der
Magnus-Hirschfeld-Stiftung soll nun ein weiteres Pro-
jekt der Aufarbeitung der Verfolgungsgeschichte von
Homosexuellen auf den Weg gebracht werden.

Im ersten Anlauf, in der letzten Legislaturperiode, ist
es uns leider nicht gelungen die Stiftung zu errichten.
Nachdem der Bundestag im Juni des letzten Jahres das
Gesetz zwar beschlossen hatte, konnte es aber dennoch
nicht mehr in Kraft treten, da der Bundesrat den Vermitt-
lungsausschuss anrief. Die Beratungen zur Errichtung
der Stiftung wurden damals bedauerlicherweise über-
schattet von dem Streit über die Zusammensetzung des
Stiftungskuratoriums. Ein Konsens zwischen den Frakti-
onen konnte nicht erzielt werden – und das, obwohl wir
uns bei dem zu verfolgenden Ziel alle einig waren. Ob
dieses Verhalten der Opposition – zwei Monate vor der
Bundestagswahl – eher auf wahltaktische Gründe zu-
rückzuführen war oder welche Gründe auch immer der
Zustimmung und der Einigung entgegenstanden, sei nun
dahingestellt. Jedenfalls unterfiel der Gesetzentwurf da-
mit der Diskontinuität und so wurde es erforderlich, das
Gesetz in dieser Legislatur erneut in den Bundestag ein-
zubringen.

Wenn ich mir nun den vorliegenden Gesetzentwurf
der FDP-Fraktion anschaue, kann ich mir allerdings ein
gewisses Schmunzeln nicht verkneifen. Denn so ganz
falsch scheinen wir ja damals mit unserem rot-grünen
Gesetzesentwurf doch nicht gelegen zu haben. Oder wie
soll ich es mir sonst erklären, dass der heute zu debattie-
rende Entwurf nahezu abgeschrieben wurde? Die feine
englische Art ist es sicherlich nicht, erst einen Gesetz-
entwurf nicht zu unterstützen, und ihn dann kurze Zeit
später mit eigenem Briefkopf selbst einzubringen. Doch
auch das wollen wir jetzt hier nicht diskutieren. Denn die
Errichtung der Magnus-Hirschfeld-Stiftung ist zwischen
den Fraktionen in der Sache ja unstrittig.

Von daher wäre es ein schöner Zug von den Herren
und Damen der FDP gewesen, wir hätten uns vorher
– vor dieser ersten Lesung – bereits fraktionsübergrei-
fend auf einen Gesetzentwurf verständigt und ihn als ge-
meinsamen Entwurf, diesmal ohne den Zeitdruck der
letzten Legislatur, eingebracht und beraten. Wie dem
auch sei. Wir wollen auch bei diesem Thema nicht nach-
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karten. Denn es geht hier darum, das Andenken an
Dr. Magnus Hirschfeld zu ehren und einen einstimmigen
Beschluss dieses Hauses umzusetzen, der eine kollektive
Wiedergutmachung durch Gedächtnisarbeit und kon-
krete Unterstützung beispielhafter Aktivitäten und Tole-
ranz fordert.

Natürlich, es gab und gibt unterschiedliche Auffas-
sungen über das Aufgabenspektrum einer solchen Stif-
tung und über Umfang und Zusammensetzung ihrer Gre-
mien, zumal das Stiftungskapital den Aktivitäten auch
Grenzen setzen wird. Aber dass die SPD-Fraktion die
Einrichtung einer Magnus-Hirschfeld-Stiftung grund-
sätzlich unterstützt, steht außer Frage. Von daher werden
wir, und zwar nicht nur, weil die Stiftung den Namen ei-
nes Sozialdemokraten tragen soll, offen und diskussions-
bereit für alle Kolleginnen und Kollegen des Hauses
sein.

Parteipolitische Interessen und persönliche Eitelkei-
ten haben in dieser Diskussion nichts verloren, wenn es
uns um die Sache geht. Denn schließlich sind Homo-
sexuelle in ihrer parteipolitischen Orientierung ja nicht
ausschließlich rot, schwarz, grün oder gelb. Für eifer-
süchtige Mäkeleien und persönliche Sticheleien ist dies-
mal kein Platz mehr! Darauf muss sich jeder bei unseren
Gesprächen einstellen; denn klar ist, dass Beratungen
folgen müssen.

Nach dem gemeinsamen Beschluss des Bundestages
im Dezember 2000, in dem eine kollektive Wiedergut-
machung gefordert wird, sollten sich alle Beteiligten die-
ses Hauses nicht zum zweiten Mal die Chance entgehen
lassen, gemeinsam die Einrichtung der Magnus-
Hirschfeld-Stiftung zu beschließen. Daran gilt es nun zu
arbeiten. Wir tun dies für die Opfer und dafür, dass sich
in diesem Land niemand seiner Homosexualität schämen
muss oder zum Objekt von Hass und Lächerlichkeit
wird. Wir freuen uns auf konstruktive Gespräche.

Johannes Kahrs (SPD): Wir beraten heute hier ei-
nen Gesetzentwurf, wie er von der Koalition am 27. Juni
2002 bereits fast gleich lautend verabschiedet worden
war. Der Gang der Ereignisse ist allen geläufig und en-
dete im Vermittlungsausschuss. Aufgrund der Diskonti-
nuität wurde der Antrag bis heute leider nicht weiter ver-
folgt.

Ich möchte eines gleich vorwegschicken: Inhalt und
Zweck des heute vorgelegten Entwurfes sind für mich
unstrittig; denn sie sind eins zu eins von unserem Ent-
wurf abgeschrieben worden. Geändert wurde lediglich
die Zusammensetzung des Kuratoriums. Dies war – wir
erinnern uns an die damalige Debatte – der Stein des An-
stoßes für die Ablehnung durch die Opposition. Daher
wäre es müßig, hier und heute erneut die guten Gründe
zu nennen, die für eine Magnus-Hirschfeld-Stiftung
sprechen.

Zum besseren Verständnis der heutigen Situation aber
habe ich ein bisschen in der parlamentarischen Ge-
schichte, die dem heutigen Antrag zugrunde liegt, ge-
forscht. Seinen Ursprung nimmt auch der heute vorge-
legte Entwurf in der Debatte um die Rehabilitierung der
im Nationalsozialismus verfolgten Homosexuellen vom
7. Dezember 2000. Ich zitiere an dieser Stelle gerne mei-
nen Kollegen von der Opposition, den Kollegen Gehb,
der Folgendes zu Protokoll gab:

Dieses Haus will in Einmütigkeit den homosexuel-
len Opfern der NS-Zeit Respekt und Anerkennung
zollen. Mit der Zustimmung zum vorliegenden An-
trag möchte die CDU/CSU-Fraktion dies bekunden.

Dieses gemeinsame Bekenntnis in der Beschlussfas-
sung hat uns Parlamentarier und die Öffentlichkeit mei-
ner Ansicht nach ein großes Stück in der Sache weiterge-
bracht.

Eine gemeinsame Linie aller Fraktionen war auch er-
klärtes Ziel bei der Errichtung einer Magnus-Hirschfeld-
Stiftung. In der damaligen Debatte gab es auch bei
Union und FDP keinerlei Kritik an der Notwendigkeit
der Stiftung an sich. Stein des Anstoßes – ich erwähnte
das bereits – war die Zusammensetzung des Kurato-
riums. So begrüße ich den heutigen Antrag ausdrück-
lich – auch wenn er von uns abgeschrieben wurde –, er
nimmt sich nämlich dieses Problems an.

Die SPD-Fraktion wird sich diesem Antrag nicht ver-
schließen. Vielmehr wünsche ich mir, dass wir uns in
den nun folgenden Beratungen über die Fraktionsgren-
zen hinweg auf einen gemeinsamen Antrag einigen
können. Die Bereitschaft hierfür ist, denke ich, in allen
Fraktionen vorhanden. Es gilt aber, jetzt im Detail hinzu-
schauen und die Problematik des Kuratoriums abschlie-
ßend zu diskutieren, um zu einer einvernehmlichen Lö-
sung zu kommen. Damals wie heute wird sich die
Debatte jedoch an der Frage „Wer kommt hinein und
wer nicht?“ erhitzen. Da der Mensch ein lernendes We-
sen ist, hoffe ich im Sinne der Sache, dass niemand auf
die Idee kommt, den vorgelegten Entwurf Lex van Essen
zu nennen. 

Ich wünsche mir, dass wir es mit diesem Anlauf ge-
meinsam schaffen, eine Kuratoriumsbesetzung in den
Fachausschüssen zu erarbeiten, der am Ende alle Frakti-
onen zustimmen können. Nur dann werden wir dieses
wichtige Anliegen zu dem verdienten Erfolg führen.

Ich möchte es abschließend aber nicht versäumen, ei-
nen kleinen Ausblick zu geben, was denn konkret mit
den Stiftungsmitteln gefördert werden könnte, um zu
verdeutlichen, warum eine Magnus-Hirschfeld-Stiftung
heute notwendiger ist denn je.

In vielen Bundesländern gibt es kleine, ehrenamtlich
tätige und regional ausgerichtete Gruppen, die schon
heute im Sinne einer Magnus-Hirschfeld-Stiftung arbei-
ten. Sie veranstalten regionale Gedenkveranstaltungen,
arbeiten die Verfolgung von Schwulen und Lesben im
Nationalsozialismus auf und suchen den Dialog mit der
Bevölkerung. Oftmals aber fallen gerade diese kleinen
Vereine und Initiativen, die unabhängig von den großen
Verbänden arbeiten, durch alle Raster öffentlicher Förde-
rung.

Die Magnus-Hirschfeld-Stiftung könnte hier einen
ganz wesentlichen Beitrag im Sinne des Stiftungszwe-
ckes leisten. All diese kleinen Gruppen brauchen keine
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Lippenbekenntnisse, sondern konkrete Förderung, die
aufgrund der jetzigen Struktur der Förderlandschaft
nicht gegeben ist.

Lassen Sie uns das gemeinsam formulierte Ziel nicht
aus den Augen verlieren. Ich betone nochmals: An der
SPD soll ein solcher Antrag nicht scheitern und ich wün-
sche mir, dass wir dieses Mal widersinnige Streitereien
vermeiden können, um die Magnus-Hirschfeld-Stiftung
endlich ins Leben rufen zu können.

Dr. Jürgen Gehb (CDU/CSU): Wir debattieren
heute in erster Lesung den FDP-Gesetzentwurf zur Er-
richtung einer Magnus-Hirschfeld-Stiftung. Es ist jedoch
nicht das erste Mal, dass wir über die Errichtung einer
Stiftung dieses Namens reden.

Aus guten Gründen, auf die ich im Verlaufe meiner
Rede noch eingehen werde, will ich mit einem Blick zu-
rück beginnen. Nicht zuletzt für die Kolleginnen und
Kollegen, die neu in diesem Haus sind, aber auch für die
Öffentlichkeit mag es von Interesse und auch hilfreich
sein zu wissen, dass wir nicht bei null beginnen, sondern
dass die Beratung des vorliegenden Gesetzentwurfes im
wahrsten Sinne des Wortes eine Geschichte hat. Eine
Geschichte, aus der wir lernen können, und ich sage dies
mit aller Ernsthaftigkeit, aus der wir auch lernen sollten.

Vor 15 Monaten – also am Ende der 14. Legislaturpe-
riode – beendete ich meine Rede mit folgenden Sätzen: 

„Es bleibt als traurige Quintessenz dieses ersten An-
laufs, eine Magnus-Hirschfeld-Stiftung zu errichten, nur
festzuhalten: Der ursprünglich über die Fraktionsgren-
zen hinweg geltenden Vereinbarung, für die kollektive
Entschädigung homosexueller Opfer eine würdige Form
zu finden, wurde durch die Art und Weise, wie die Koa-
lition das Gesetzgebungsverfahren betrieb, ein Bären-
dienst erwiesen. Wir können als Christdemokraten dem
vorliegenden“ – das heißt dem damaligen – „Gesetzent-
wurf, dieser Lex Beck, nicht zustimmen.

Sollte das Gesetzgebungsverfahren bis zum Ende der
Legislaturperiode nicht abgeschlossen sein und damit
der Diskontinuität verfallen, besteht die Chance, in ei-
nem neuen Anlauf eine Magnus-Hirschfeld-Stiftung auf
den Weg zu bringen, die in einer breiten Öffentlichkeit
Akzeptanz und Anerkennung finden wird.“

Frau von Renesse hat im Juni letzten Jahres für die
Sozialdemokraten Folgendes zu Protokoll gegeben:

„Ein solches Projekt“ – gemeint ist die Stiftung –
müsste vom Bundestag einstimmig verabschiedet wer-
den, verwirklicht es doch den einstimmigen Beschluss
dieses Hauses, der eine kollektive Wiedergutmachung
durch Gedächtnisarbeit und konkrete Unterstützung bei-
spielhafter Aktivitäten für Toleranz und Akzeptanz för-
dert.“

Den Kollegen van Essen darf ich mit dem Satz zitie-
ren: „Es wäre ein wichtiges Signal gewesen, wenn sich
der ganze Bundestag zu dieser Form des kollektiven
Ausgleichs bekannt hätte. Ich bedauere daher sehr, das
Rot-Grün diese Einigung verhindert hat.“
Und der Vertreter Hamburgs hat in der 780. Sitzung
des Bundesrates am 27. September 2002 Folgendes aus-
geführt: 

„Statt die Einmütigkeit des Bundestagsbeschlusses
vom Dezember 2000 als Chance zu nutzten, auf diesem
historisch belasteten Gebiet den gesellschaftlichen Kon-
sens zu fördern und zu vertiefen, hat die Bundestags-
mehrheit freie Fahrt für Partikularinteressen gegeben.
Die Hektik der parlamentarischen Beratungen, das Des-
interesse der Regierungsfraktionen an einer seriösen öf-
fentlichen Anhörung und die skurrile Veränderung des
Entwurfs im Rechtsausschuss machen deutlich: Mit die-
sem Stiftungsgesetz soll nicht Magnus Hirschfeld ein
Denkmal gesetzt werden, sondern dem Grünen-Politiker
Volker Beck.“

All diese Zitate, all diese unterschiedlichen Stimmen,
belegen doch eins: Wir sind einmal gemeinsam gestartet.
Der Beschluss des Bundestages vom 7. Dezember 2000
erging einstimmig. „Angesichts der erheblichen Unei-
nigkeit, die in den vergangenen Jahrzehnten zu diesem
spezifischen NS-Unrecht geherrscht hatte, war dies ein
großer gesellschaftlicher und politischer Fortschritt“, so
darf ich den Vertreter Hamburgs in der bereits erwähnten
Bundesratssitzung noch einmal zitieren.

Im Übrigen ist es eigentlich eine gute Tradition dieses
Hauses, Projekte im Kontext der NS-Wiedergutmachung
einvernehmlich auf den Weg zu bringen.

Doch was geschah mit diesem einstimmigen Be-
schluss des Bundestages und der dort enthaltenen Auf-
forderung an die Bundesregierung, einen Gesetzentwurf
zur Errichtung einer Magnus-Hirschfeld-Stiftung vorzu-
legen? Leider gar nichts.

Weder in der 14. noch in gegenwärtigen Legislatur-
periode fühlt sich die Bundesregierung offensichtlich be-
müßigt, dem einstimmigen Auftrag des Bundestages
nachzukommen, einen Gesetzentwurf vorzulegen. Das
darf man einmal in aller Nüchternheit feststellen und
dies auch mit der Frage verbinden, in welcher Gelassen-
heit wir eine solche Missachtung des Parlamentes offen-
sichtlich hinnehmen …

Im Übrigen ist dies auch dem Bundesrat aufgefallen.
Daher merkte völlig zu Recht der Vertreter Hessens in
der bereits erwähnten Bundesratssitzung an, dass mit
diesem Vorgehen die Bundesregierung und die sie tra-
gende Mehrheit im Bundestag nicht nur den Beschluss
des Bundestages missachtet haben, sondern dem Bun-
desrat hierdurch auch einen Beratungsdurchgang abge-
schnitten haben. Der Bundesrat konnte nur noch in ei-
nem ersten und einzigen Beratungsdurchgang ja oder
nein sagen.

Dabei müsste sich die Bundesregierung doch über-
haupt nicht verstecken. Die involvierten Ministerien ha-
ben doch intensiv an dem Stiftungsprojekt gearbeitet. So
hat doch das Bundesfinanzministerium im Mai letzten
Jahres einen sehr soliden und ausgewogenen Gesetzent-
wurf vorbereitet gehabt, der leider nur nicht das Licht
der Welt erblickte. Sicherlich nicht ganz zufällig. Er lief
wohl gewissen Interessen zuwider.
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Stattdessen gab es quasi in letzter Minute den verän-
derten Koalitionsentwurf, über dessen trauriges Schick-
sal die genannten Zitate bereits beredt Auskunft gaben.
Das Projekt Magnus-Hirschfeld-Stiftung wurde – und
dies sage ich in aller Eindeutigkeit – durch den Abgeord-
neten Volker Beck an die Wand gefahren – und die Sozi-
aldemokraten haben leider zugeschaut.

Ich erinnere mich im Übrigen, dass es hierzu nicht nur
kritische Stimmen im Bundestag und Bundesrat gab. Ich
habe beispielsweise noch einen überaus kritischen Bei-
trag des Zweiten Deutschen Fernsehens hierzu gut in Er-
innerung.

All dies sollten wir nicht vergessen. Denn vergessen
würde bedeuten, Erfahrungen aus dem Fenster zu wer-
fen, statt aus ihnen zu lernen.

Nun beraten wir in diesem Haus den Entwurf der
FDP-Fraktion. Eine kurze Anmerkung vorab, lieber Kol-
lege van Essen. Ich habe noch gut im Ohr, wie traurig, ja
wie empört Sie in der vergangenen Legislaturperiode
waren, dass die Koalitionsfraktionen allein einen Ge-
setzentwurf einbrachten. Die Messlatte, an der Sie da-
mals die Anderen maßen, müssen Sie allerdings auch für
sich selbst gelten lassen. An der Zeitknappheit, mit den
anderen Fraktionen vorab zu sprechen, kann es wohl
nicht gelegen haben, wenn ich sehe, dass zwischen der
Einbringung und der Aufsetzung auf die Tagesordnung
dieses Hauses sieben Monate liegen.

Und eine Anmerkung vorab auch in Richtung Koaliti-
onsfraktionen. Ich war schon etwas überrascht, dass die
Federführung vom Rechtsausschuss in den Familienaus-
schuss wechseln soll. In der Sache hat sich doch nichts
geändert. Auch in Ihrem Entwurf aus der vergangenen
Legislaturperiode lag beispielsweise die Rechtsaufsicht
schon beim Familienministerium. Wir haben im Rechts-
ausschuss darüber gesprochen und auch bereits eine An-
hörung gehabt. Auch der Rechtsausschuss des Bundes-
rates hat sich damit bereits beschäftigt. Also warum der
Wechsel? Oder sollten mit diesem kleinen Geschäftsord-
nungstrick unliebsame Abgeordnete ausgebremst oder
gar ausgesteuert werden? Lieber Herr Beck, Sie sehen,
so schnell lassen wir Christdemokraten uns nicht ins
Bockshorn jagen. Sie müssen damit leben, dass ich heute
hier rede.

Nun liegt also wieder der Entwurf eines Stiftungsge-
setzes vor. Es liegt nun an allen Fraktionen in diesem
Haus, durch die Art und Weise der Beratungen dafür
Sorge zu tragen, dass das Ende des Gesetzgebungsver-
fahrens anders aussieht als vor gut einem Jahr. Die Be-
reitschaft unserer Fraktion ist hierzu vorhanden.

Ich will von dieser Stelle und auch in aller Deutlich-
keit nochmals die Bereitschaft meiner Fraktion bekun-
den, die Magnus-Hirschfeld-Stiftung auf den Weg zu
bringen. Von interessierter Seite wird dies gern infrage
gestellt. Wir stehen als Christdemokraten zum Beschluss
vom 7. Dezember 2000.

Die Errichtung einer Stiftung als Form der kollektiven
Entschädigung für die Verfolgung homosexueller Män-
ner und Frauen während der NS-Zeit ist unstreitig. Doch
so unstreitig die Stiftung als solches ist, so streitg waren
– und sind vielleicht – die Details. Und in einer Demo-
kratie ist Streit wichtig und legitim.

Dies wird offensichtlich auch außerhalb dieses Hau-
ses gesehen. Mir liegt eine Pressemitteilung der Bundes-
konferenz der schwul-lesbischen Landesnetzwerke vor,
in der es wörtlich heißt:

„Die Bundeskonferenz fordert innerhalb und außer-
halb des Parlaments eine offene und faire Diskussion
über die Ausgestaltung der Stiftung. Dieses Projekt ist
für die Schwulen- und Lesbenbewegung so wichtig, dass
nicht überstürzt und ohne ausreichende Diskussion Ent-
scheidungen getroffen werden sollten, die eventuell
Jahrzehnte Bestand haben werden. Für das Ansehen ei-
ner Magnus-Hirschfeld-Stiftung wird die breite Akzep-
tanz, die über eine intensive Diskussion erreicht werden
kann, von großer Wichtigkeit sein.“

Eine faire und offene Diskussion, Transparenz und
Offenlegung der Kritierien für Gremienbesetzungen sind
alles Punkte, denen ich zustimmen kann. Ich glaube, dies
sind wir auch uns selbst, den Bürgern dieses Landes,
dem Steuerzahler und nicht zuletzt allen Interessierten
schuldig.

Ich will dies an einem Beispiel aufzeigen. Im FDP-
Entwurf ist in das Kuratorium die Deutsche Gesellschaft
für sozialwissenschaftliche Sexualforschung neu aufge-
nommen worden. Ich kann eine Vermutung anstellen,
warum dies geschah. Ich weiß es aber nicht – und alle
anderen außerhalb der FDP-Fraktion vermutlich auch
nicht.

Sollte mit dieser Berufung allerdings der akademi-
sche und wissenschaftliche Bereich zusätzlich berück-
sichtigt werden, darf man in aller Offenheit fragen, wa-
rum nicht die älteste und größte der deutschen
Fachgesellschaften für Sexualwissenschaft und Sexual-
forschung, nämlich die Deutsche Gesellschaft für Sexu-
alforschung mit Sitz in Hamburg und Frankfurt, Berück-
sichtigung fand. Ich spreche mich hier weder für die eine
noch vorschnell für die andere Gesellschaft aus. Ich will
an diesem Beispiel nur die Notwendigkeit aufzeigen,
wie nötig ein transparentes Verfahren ist.

Erlauben Sie mir noch einen anderen Punkt anzuspre-
chen. Ich habe beim Familienministerium einmal recher-
chiert – jedermann kann dies in den einschlägigen Bun-
destagsdrucksachen zuletzt in Nr. 15/1279 nachlesen –,
welche Institutionen im lesbisch-schwulen Bereich für
welche Projekte Finanzmittel des Bundes erhalten. Ju-
gendprojekte von LAMDA werden gefördert, Lesben-
projekte können etatisiert werden, der Bundesverband
der Eltern und Angehörigen von Homosexuellen erhält
für eine Fachtagung im März des Jahres rund
40 000 Euro oder der Sozialverein des LSVD erhält für
eine Wochendtagung zu „Regenbogenfamilien“ in die-
sem Monat rund 25 000 Euro aus dem Haus von Frau
Schmidt.

Nur historische Forschung wird nicht gefördert. Wie
auch? Historische Forschung passt halt nicht in das Ras-
ter eines Familien-, Jugend- und Frauenministeriums.
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Nun ist der Ausgangspunkt für die Magnus-
Hirschfeld-Stiftung die Verfolgung homosexueller
Frauen und Männer während der NS-Zeit. Wir haben in
unserem Beschluss vom 7. Dezember 2000 eigens unter-
strichen, wie nötig es ist, die Initiativen zu unterstützten,
die sich der historischen Aufarbeitung der nationalsozia-
listischen Homosexuellenverfolgung und des späteren
Umgangs mit ihren Opfern widmen.

Bisher hat die Forschung hierzu kaum im akademi-
schen Kontext ihren Platz gefunden, sondern entsteht
aufgrund der privaten Intitiative Einzelner oder kleiner
Gruppen. Geld steht dafür so gut wie nie zur Verfügung.
Daher arbeiten die Beteiligten in aller Regel ehrenamt-
lich. Von wenigen Promotionsstipendien abgesehen
scheinen bisher auch niemals reguläre deutsche For-
schungsgelder für derartige Projekte ausgegeben worden
zu sein, wie bei der Vorstellung des Buches von Andreas
Pretzel „NS-Opfer unter Vorbehalt“ im Berliner Landes-
archiv beklagt wurde.

Bei aller Offenheit des Stiftungszwecks sollten wir
uns meines Erachtens schon verpflichtet fühlen, den Ur-
sprung der Stiftung nicht vorschnell aus dem Blick zu
verlieren. Die Stiftung sollte vorrangig – jedenfalls in der
Anfangsphase – den Schwerpnkt auf die Förderung der
Forschung, der Erinnerungsarbeit und der damit verbun-
denen politischen Bildung legen. Es sollten vorrangig die
Projekte gefördert werden, die sonst keine Chance haben.
Doppelförderung durch die Stiftung und das Familienmi-
nisterium sollte tunlichst vermieden werden.

Über all diese Fragen sollten wir auch mit der nötigen
Transparenz nach außen reden.

Immens viel wird für das Ansehen der Stiftung davon
abhängen, ob uns dies im Beratungsverfahren gelingen
wird. Ich hoffe, dass bei allen Beteiligten die Bereit-
schaft vorhanden ist, das Ansehen der Stiftung nicht vor-
sätzlich durch die Durchsetzung von Eigeninteressen zu
beschädigen.

Wie sagte ein Sachverständiger im vergangenen Jahr:
„Es darf auch nicht der Hauch des Eindrucks entstehen,
dass hier einzelne Verbandsinteressen über den ideellen
Zweck des Stiftungsanliegens gestellt werden.“ Dieses
Wort gilt auch heute noch. Wir sollten aus den Erfahrun-
gen der letzten Legislaturperiode lernen. Die Bereit-
schaft meiner Fraktion ist jedenfalls gegeben, konstruk-
tiv an den Beratungen zur Errichtung einer Magnus-
Hirschfeld-Stiftung mitzuwirken.

Lassen Sie mich mit einem Zitat aus einer Rede en-
den, die anlässlich der bereits erwähnten Buchvorstel-
lung im Landesarchiv Berlin gehalten und mir zugesandt
wurde.

„Es reicht nicht aus, ihnen ein Denkmal zu setzen,
selbst wenn das eines Tages an einem prominenten Ort
in Berlin stehen sollte, wie es ja in der Diskussion ist …
Ein Denkmal allein für etwas, das noch gar nicht in sei-
nen Dimensionen bekannt und bearbeitet ist, birgt die
Gefahr, dass Dinge schnell wieder zugedeckt werden,
bevor sie richtig ans Tageslicht kommen. Den Opfern …
sind wir eine genauere Erinnung schuldig. … Ohne die
finanzielle Unterstützung der historischen Forschung,
der Archive, Sammlungen und Museen wird die Erinne-
rung, kaum dass sie da ist, wieder verblassen, nicht kon-
kret genug werden können.“

Nehmen wir diese Worte für unsere Beratungen ruhig
mit auf den Weg.

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Am 6. Mai 2003 jährte sich zum 70. Mal die
Plünderung des von Magnus Hirschfeld gegründeten In-
stituts für Sexualwissenschaften durch NS-Studenten.
Die Verwüstung des Instituts war der Auftakt zur so ge-
nannten „Aktion wider den undeutschen Geist“. Aus
dem Institut geraubtes Inventar wurde am 10. Mai 1933
bei der Bücherverbrennung auf dem Berliner Opernplatz
ins Feuer geworfen. 

Homosexuelle waren ab 1933 schwersten Verfolgun-
gen ausgesetzt. Die lesbische und schwule Bürgerrechts-
bewegung der Weimarer Republik wurde zerschlagen.
Zehntausende Homosexuelle wurden zu Haftstrafen ver-
urteilt, Tausende in Konzentrationslager verschleppt.

Deutschland steht in der Verantwortung, die Erinne-
rung an dieses Unrecht wachzuhalten, die verfolgten und
ermordeten Opfer zu ehren. 

Daher haben wir gegen Ende der letzten Wahlperiode
hier im Bundestag nach jahrelangen quälenden Diskussi-
onen endlich die gesetzliche Rehabilitierung der Opfer
des § 175 aus der NS-Zeit durchgesetzt. Daher haben die
beiden Koalitionsfraktionen vor kurzem einen Antrag
zur Errichtung eines Denkmals für die im Nationalsozia-
lismus verfolgten Homosexuellen in den Bundestag ein-
gebracht. Es soll ein offizielles Denkmal der Bundesre-
publik Deutschland werden. Und es soll hier in der Nähe
des Reichstages entstehen. Dieser Antrag wurde heute
morgen befasst und in die Ausschüsse zur Beratung über-
wiesen. Auch aus Verantwortung vor der Vergangenheit
stehen wir weiter in der Pflicht, klare Zeichen zu setzen
gegen Intoleranz, Feindseligkeit und Ausgrenzung.

So haben wir in der letzten Wahlperiode das Gesetz
zur Eingetragenen Lebenspartnerschaft auf den Weg ge-
bracht. Das war ein großer gesellschaftlicher Durch-
bruch für die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Le-
bensweisen. Wir haben uns auch für diese Wahlperiode
viel vorgenommen, um die Situation der lesbischen Bür-
gerinnen und schwulen Bürger weiter zu verbessern:

Wir wollen und werden das Lebenspartnerschaftsge-
setz weiter ausbauen. Wir wollen und werden den ge-
setzlichen Schutz vor Diskriminierung verstärken. 

Die Errichtung einer Magnus-Hirschfeld-Stiftung ist
im vergangenen Herbst am Bundesrat gescheitert. Der
vorliegende Gesetzentwurf greift dieses Vorhaben nun
wieder auf. Und das ist gut so. 

Bei der Diskussion um die Stiftung geht es um fol-
gende Anliegen: homosexuelles Leben in Geschichte und
Gegenwart wissenschaftlich zu erforschen und darzustel-
len, die nationalsozialistische Verfolgung Homosexueller
in Erinnerung zu halten, gesellschaftlicher Diskriminie-
rung homosexueller Männer und Frauen entgegenzuwir-
ken, Emanzipations-, Bürgerrechts- und Menschenrechts-
arbeit im In- und Ausland zu fördern sowie das Gedenken
an Leben und Werk Magnus Hirschfelds zu pflegen. All
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das sind und bleiben aus Sicht der Grünen wichtige Auf-
gaben für unsere Gesellschaft. 

Seit Gründung unserer Partei engagieren wir uns ge-
gen gesetzliche und gesellschaftliche Diskriminierung.
Seit jeher unterstützen wir die Emanzipations-, Bürger-
rechts- und Menschenrechtsarbeit von Lesben und
Schwulen.

Vor diesem Hintergrund werden wir den vorliegenden
Gesetzentwurf vorbehaltlos prüfen und freuen uns auf
eine intensive Sacharbeit in den Ausschüssen.

Jörg van Essen (FDP): Die FDP macht mit ihrem
Gesetzentwurf einen erneuten Anlauf, um die Magnus-
Hirschfeld-Stiftung doch noch zu errichten. Homosexu-
elle waren im Nationalsozialismus schweren Verfolgun-
gen ausgesetzt. Dies hat auch der Deutsche Bundestag
am 7. Dezember 2000 in einer Erklärung einstimmig
festgestellt, die besagt, dass es sich bei der Verfolgung
von Homosexuellen während des Nationalsozialismus
um typisches nationalsozialistisches Unrecht handelt.
Während der nationalsozialistischen Verfolgung wurde
die gesamte schwule und lesbische Infrastruktur zer-
schlagen. Einen Ausgleich dafür hat es bis heute nicht
gegeben. Lange nach den Verbrechen der NS-Diktatur
soll jetzt – mit der Errichtung der Magnus-Hirschfeld-
Stiftung im Sinne eines kollektiven Ausgleichs – das von
den Nationalsozialisten an den Homosexuellen verübte
Unrecht anerkannt und die homosexuelle Bürger- und
Menschenrechtsarbeit gefördert werden.

Der Arzt und Sexualwissenschaftler Magnus Hirsch-
feld ist durch seine wissenschaftliche Tätigkeit und auch
als Streiter für die Rechte der Homosexuellen besonders
hervorgetreten. Die Stiftung wird dazu beitragen, das ho-
mosexuelle Leben in Deutschland wissenschaftlich zu
erforschen und darzustellen. Die nationalsozialistische
Verfolgung soll aufgearbeitet und in Erinnerung gehalten
werden. Mit der Öffentlichkeitsarbeit der Magnus-
Hirschfeld-Stiftung soll ein weiterer Beitrag erreicht
werden, der nach wie vor vorhandenen gesellschaftli-
chen Diskriminierung homosexueller Männer und
Frauen entgegenzuwirken.

In der vergangenen Legislaturperiode war eine Eini-
gung in dieser Frage über alle Fraktionsgrenzen hinweg
in greifbarer Nähe. In letzter Minute legten die Koali-
tionsfraktionen eine Liste über die Besetzung des Kura-
toriums vor, von der sie klar wissen mussten, dass die
Opposition ihr nicht zustimmen konnte. Aus den Reihen
der SPD weiß ich, dass auch sie mit diesem Vorgehen
ganz und gar nicht einverstanden waren. Die Grünen wa-
ren es, die diese Einigung bewusst verhindert haben.
Hier wurde versucht, rücksichtslos Verbandsinteressen
durchzusetzen, die Bundestagswahl dabei fest im Blick.

Die FDP-Bundestagsfraktion hat sich daher ent-
schlossen, die Initiative erneut in den Bundestag einzu-
bringen und zu einer Zeit zu beraten, die nicht geprägt ist
von den lauten Tönen des Wahlkampfs. Wir haben im-
mer deutlich gemacht, dass dieses wichtige Thema dafür
gänzlich ungeeignet ist. Wir glauben, dass die Zusam-
mensetzung des Kuratoriums, so wie unser Gesetzent-
wurf sie vorsieht, eine breite Zustimmung durch den
Deutschen Bundestag ermöglicht. Für uns ist es wichtig,
dass alle relevanten Gruppierungen die Möglichkeit ha-
ben, gleichberechtigt im Kuratorium mitwirken zu kön-
nen. In dem Gesetzentwurf sehen wir daher für jede
Gruppierung einen Sitz im Kuratorium vor. Das gerade
für junge Homosexuelle besonders wichtige Jugendnetz-
werk Lambda gehört selbstverständlich in das Kurato-
rium. Da die Stiftung den Namen des Sexualwissen-
schaftlers Magnus Hirschfeld tragen soll, ist eine
Beteiligung von Vertretern der Sexualwissenschaft
ebenso unerlässlich. 

Ich hoffe, dass die Grünen von ihrer kompromisslo-
sen Position aus der vergangenen Legislaturperiode Ab-
stand nehmen und heute mehr die historische Aufarbei-
tung des Unrechts, die Interessen der Opfer und die
tatsächlichen Stiftungsziele in den Vordergrund stellen.

Im Kampf um den Abbau der gesellschaftlichen Dis-
kriminierung von Homosexuellen ist es in der rot-grünen
Bundesregierung insgesamt still geworden. Unser Ge-
setzentwurf ist die erste Initiative in dieser Legislaturpe-
riode, die diesen Faden wieder aufnimmt. Ich würde es
daher außerordentlich begrüßen, wenn wir in dieser
wichtigen Frage möglichst schnell zu einer Einigung
kommen könnten.

Anlage 5

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung:

– Beschlussempfehlung und Bericht: Wieder-
belebung des Friedensprozesses in Kolum-
bien

– Beschlussempfehlung und Bericht: Neue Ini-
tiative zur Wiederbelebung des kolumbiani-
schen Friedensprozesses international unter-
stützen

(Tagesordnungspunkt 10 und Zusatztagesord-
nungspunkt 4)

Petra Pau (fraktionslos): Es ist zweifellos richtig,
dass sich der Deutsche Bundestag endlich wieder der Si-
tuation in diesem seit Jahrzehnten von Krieg, Terror,
staatlicher Repression, paramilitärischer Willkür und
blindwütigem Morden, Entführungen von Zivilistinnen
und Zivilisten und US-amerikanischer Einmischung von
außen zerrissenem Land zuwendet. Gestatten Sie mir,
darauf hinzuweisen, dass die PDS bereits 1996 auf einer
von ihr veranstalteten internationalen Konferenz anläss-
lich des 50. Jahrestages der UN-Menschenrechtskonven-
tionen darauf hingewiesen hatte, dass Kolumbien zwei-
fellos von einem der schwerwiegendsten Bürgerkriege
mit den meisten Todesopfern und Verschwundenen ge-
prägt ist. Ich musste selbst damals furchtbare Erlebnis-
berichte der Menschenrechtsbeauftragten und von Mit-
gliedern der Eisenbahnergewerkschaft aufnehmen und
habe seitdem mehrmals direkt mit von Bürgerkrieg un-
mittelbar betroffenen Kolumbianerinnen und Kolumbia-
nern, darunter auch indigenen Menschen, gesprochen.
Es ist zweifellos richtig, dass wir zur Lösung des Kon-
fliktes mehr unternehmen müssen.




